
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Stadtrates der Stadt Oppenheim 
(öffentlicher Teil) 
 
vom 20.08.2025 
 
in Oppenheim, Rathaus Oppenheim, Merianstraße 2 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 22:15 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Silke Rautenberg Stadtbürgermeisterin   
Christian Meeß-Bodderas Ratsmitglied   
Tom Schäfer Ratsmitglied   
Marlon Suárez Ratsmitglied   
Patricia Mathäs Ratsmitglied   
Susanne Pohl Ratsmitglied   
Dr. Michael Pohl Ratsmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ratsmitglied   
Maximilian Guntrum Ratsmitglied   
Dr. Volkhart Rudert Ratsmitglied   
Dr. Birgit Böthin-Geis Ratsmitglied   
Werner Knopf Ratsmitglied   
Jürgen Schiffel Ratsmitglied   
Heike Laubenheimer-Preuße Ratsmitglied   
Viola Kern Ratsmitglied   
Torsten Kram Ratsmitglied   
Petra Kuon Ratsmitglied   
Maria Schaad Ratsmitglied   
Dr. Helga Schmadel Ratsmitglied   
Volker Schütz Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Raimund Darmstadt 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Philipp Schlaak 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Daniele Darmstadt Ratsmitglied   
Martin Frank Ratsmitglied   
Isabelle Küster Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Stephan Arnold 1. Beigeordneter   

 
Für die Verwaltung: 
 
Ulrike Schindel Schriftführung   
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Die Mitglieder des Stadtrates der Stadt Oppenheim sind mit der Einladung vom 13.08.2025 
auf Mittwoch, 20.08.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen worden. 
Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Stadtrat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Vor Eintritt in die TOP bittet Frau Rautenberg die TOP 4, 5, 6 und 7 unter TOP 14 Mitteilungen 
abzuhandeln, da die jeweiligen Beschlüsse hierzu bereits im Bauausschuss gefasst wurden.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja bei 20 abgegebenen Stimmen. 
 
Weiterhin bittet sie darum, TOP 9 abzusetzen, da ihr hier die notwendigen Unterlagen noch 
nicht vorliegen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig Ja bei 20 abgegebenen Stimmen. 
 
Ratsmitglied Mathäs bittet darum, TOP 8 aufgrund fehlender Beschlussvorlage abzusetzen. 
 
Dieser Antrag wird mit 16 Nein-Stimmen abgelehnt, bei 3 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung. 
 
Ratsmitglied Suarez fragt nach, warum TOP 4.1 NÖT nicht im ÖT abgehandelt wird. Die 
Vorsitzende führt aus, dass dies nicht möglich ist, da es sich hier um eine Rechtsstreitigkeit 
handelt. 
 
Ratsmitglied Streichele-Guntrum beantragt, TOP 10 vorzuziehen, da der zu diesem TOP 
eingeladene Herr Appelmann von Inmedia bereits anwesend ist. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmige Zustimmung bei 20 abgegebenen Stimmen.  
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 18.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0085) 
 

2. Bauleitplanung der Stadt Nierstein / Bebauungsplan "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum"  
Frist: 15.08.2025, mit Verlängerung bis zum 18.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden gemäß 
§ 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0083) 
 

3. Unterrichtung über die Haushaltsverfügung 2025 
 

4. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheinstraße; Flur 11, Flurstück 82/11 
Fristende: 06.10.2025 
Errichtung von Unterkunfts-, Sozialcontainer für den Bauhof 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0107) 
 

5. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Am Stadtbad; Flur 9, Flurstück 98/19  
Fristende: 06.10.2025 
Erweiterung des Gebäudekomplexes um einen Schlafraum im EG und einen Sozialraum 
im OG sowie die Erweiterung der bestehenden Ausgabeküche 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0105) 
 

6. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Merianstraße. Flur 1, Flurstück 43/2 
Fristende: 12.09.2025 
Neubau eines "barrierefreien" WC‘s 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0100) 
 

7. Rathaus Oppenheim / Erneuerung der Heizungsverteilung im Erdgeschoss 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0106) 
 

8. Neue Dienstkleidung für den Bauhof 
 

9. Bike and Ride Offensive 
hier: Festlegung von Standorten für Fahrradabstellanlagen und Stellung des 
Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0004-1) 
 

10. Umsetzung des vom Land RLP geförderten Modellvorhabens "Innenstadt-Impulse" für die 
Attraktivitätssteigerung der Altstadt Oppenheim; 
Beratung und Beschlussfassung 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0088) 
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11. Beschluss über die Beauftraung eriner Rechtsberatung zur Unterstüzung der 
Neuausschreibung der Konzessionsverträge Strom und Gas 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0064) 
 

12. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen gemäß § 94 
Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0086) 
 

13. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen gemäß § 94 
Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0110) 
 

14. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen 
 

14.1 Oppenheim; Verlängerungsantrag einer Baugenehmigung; Beteiligung der Stadt gemäß § 
36 BauGB;  
Hier: Baumschulweg; Flur 9, Flurstück 363/63  
Fristende: 12.09.2025 
Verlängerungsantrag zur Errichtung von 8 Stellplätzen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0092) 
 

14.2 Oppenheim; Verlängerungsantrag einer Baugenehmigung; Beteiligung der Stadt gemäß § 
36 BauGB;  
Hier: Baumschulweg; Flur 9, Flurstück 363/61  
Fristende: 12.09.2025 
Verlängerungsantrag zur Errichtung von 8 Stellplätzen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0093) 
 

14.3 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rheintorgasse; Flur 1, Flurstück 203  
Fristende: 12.09.2025 
Neugestaltung der Hausfassade und Sanierung der historischen Stadtmauer 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0099) 
 

14.4 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Rathofstraße Flur 1, Flurstück 311/7  
Fristende: 19.08.2025 
Erneuerung Fassadenanstrich Doppelhaushälfte 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0091) 
 

14.5 Oppenheim Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Auf der Saar; Flur 7, Flurstück 198/1  
Fristende: 30.09.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0101) 
 

14.6 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Wormser Str. Flur 1, Flurstück 481  
Fristende: 22.08.2025 
Nutzungsänderung Wohneinheit EG in Tatoo-Studio 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0090) 
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14.7 Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Wormser Str. Flur 1, Flurstück 513  
Fristende: 19.09.2025 
Auffrischung der denkmalgeschützten Fassade 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0103) 
 

15. Anträge der Fraktionen 
 

15.1 Antrag der CDU-Fraktion - Wohnmobilstellplatz 
 

15.2 Antrag der CDU-Fraktion - Ampelschaltung B9 
 

15.3 Antrag der CDU-Fraktion - Hausmeister Kindergärten 
 

15.4 Antrag der CDU-Fraktion - Zukunft Landskronhalle 
 

15.5 Antrag der WFO-Fraktion - Offensive Zebrastreifen 
 

15.6 Antrag der SPD-Fraktion - Über die Einführung einer "Oppenheim-App"  
 

15.7 Antrag der FDP-Fraktion - Umsetzung Innenstadtimpulse 
 

16. Mitteilungen 
 

17. Anfragen 
 

17.1 Anfrage der SPD-Fraktion - Teilnahme an Fortbildungsangeboten 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Bauleitplanung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz / "8. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park"  
Frist: 15.08.2025, Verlängerung bis 18.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0085) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat am 04. Juni 2024 den 
Aufstellungsbeschluss zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des 
Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich 22. November 2024 
statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 
Abs. 1 BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 16. Oktober 
2024 bis einschließlich 22. November 2024 durchgeführt. 
 
Gemäß der vorliegenden Entwurfsfassung ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der 
Zweckbestimmung 'Rechenzentrum' im überwiegenden Teil (ca. 44 ha) und einer 
gewerblichen Baufläche im südöstlichen Teilbereich des Planungsareals (ca. 14 ha) 
beabsichtigt. Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für eine bestehende 
Entwässerungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und Gas im äußersten 
Südosten werden übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen transportiert 
Qualitätsvorgaben, zum einen eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie 
zum anderen eine innere Durchgrünung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hinaus werden die 
bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet hineinragen, sowie randliche Gewässer III. 
Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung nur geringfügige 
Anpassungen vorgenommen. Konkret handelt es sich um eine leicht veränderte Grenzziehung 
zwischen der Sonderbauflächen und der gewerblichen Baufläche sowie Modifikationen der 
Lage des innergebietlichen Grünzugs. Fachliche Anregungen und Hinweise aus der 
landesplanerischen Entscheidung sowie aus den frühzeitigen Beteiligungsverfahren sind 
gemäß der Maßstabsebene der Flächennutzungsplanung eingegangen. Erkenntnisse aus der 
parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere zu Fachthemen, 
wurden soweit sie für die Flächennutzungsplanung relevant sind, ebenfalls in abstrahierter 
Form ergänzt. Darauf wird verschiedentlich in der Begründung verwiesen. Weiterhin wurde 
der Umweltbericht entsprechend ergänzt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Nachbargemeinde an dem 
Verfahren beteiligt.  
Sie werden hiermit um Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park, Stand: Juni 
2025) bis zum 15. August 2025 gebeten. 
 
Die Unterlagen zum Planentwurf (Plan, Planbegründung mit Umweltbericht, Gutachten sowie 
die nach Einschätzung der Verbandsgemeinde wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort unter  
https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu elektronisch bereitgestellt.  

https://my.hidrive.com/share/m-22774ydu
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Die Beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplans "Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum" wird 
parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
 
Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region vom größtem Gewicht. 
 
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/ oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe ihrer 
Äußerung bis spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da eine Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Stadtsanierung und des Stadtrates 
erst nach der Frist stattfindet, wurde eine Verlängerung bis zum 18.09.2025 bewilligt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung/ der Stadtrat hat die Planunterlagen zur „8. 
Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-
Park)“ im Verfahren der Behördenbeteiligung  (§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, 
sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

A) Der Stadtrat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

B) Der Stadtrat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
Beratung und Beschluss: 
 
Vor einer abschließenden grundsätzlichen Beschlussfassung führt RM Schiffel aus, dass es 
ihm wichtig erscheint, im Rahmen der Beschlussfassung die Vorlage eines Wärmekonzeptes 
vom Betreiber des Rechenzentrums im Rhein-Selz-Park zu erwirken. Laut RM Dr. Pohl wurde 
dieser Antrag im Bauausschuss am 18.8. bereits abgelehnt. Protokoll liegt noch nicht vor. RM 
Dr. Rudert ergänzt, dass ein Nahwärmenetz bereits vorhanden sein müsste, was hier nicht der 
Fall ist und dieser Antrag deshalb an der Realität scheitert. 
 
Die Vorsitzende bittet um Abstimmung zum Antrag von RM Schiffel: 
 
Der Antrag wird mit 7 Nein-Stimmen bei 7 Ja-Stimmen und 6 Enthaltungen abgelehnt.  
 
Der Beschluss gem. BV wird ohne Hinweise oder Bedenken wie folgt gefasst: 
 
12 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen, 5 Enthaltungen. 
 
 

https://www.vg-rhein-selz.de/fnp-toeb/
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2. Bauleitplanung der Stadt Nierstein / Bebauungsplan "Rhein-Selz-Park, II / 

Rechenzentrum"  
Frist: 15.08.2025, mit Verlängerung bis zum 18.09.2025 
Hier: Formelle Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0083) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Stadtrat der Stadt Nierstein hat in seiner Sitzung am 11. Dezember 2023 den Beschluss 
zur Aufstellung des Bebauungsplans „Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum“ für den Bereich 
des Rhein-Selz-Parks gefasst. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB fand vom 11. November 2024 bis einschließlich 6. Dezember 2024 statt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 
BauGB) sowie der Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB) wurde vom 4. November 2024 bis 
einschließlich 6. Dezember 2024 durchgeführt. 
 
Mit dem Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
und den Betrieb eines Campus für Rechenzentren geschaffen werden. Der Bebauungsplan 
wird im Regelverfahren mit Umweltprüfung aufgestellt. Gemäß der vorliegenden 
Entwurfsfassung ist die Darstellung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung 
„Rechenzentrum“ im überwiegenden Teil des Plangebiets beabsichtigt. Die Ausweisung einer 
Versorgungsfläche für eine bestehende Entwässerungsfläche im Nordosten wird 
übernommen. Die Darstellung von Grünflächen transportiert Qualitätsvorgaben, zum einen 
eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie zum anderen eine innere 
Durchgrünung. Darüber hinaus werden die bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet 
hineinragen, sowie randliche Gewässer III. Ordnung und ein Biotop, nachrichtlich 
übernommen. 
 
Gegenüber der Fassung zum Vorentwurf wurden in der Planzeichnung die Geometrien an die 
fortgeschriebene Objektplanung angepasst sowie Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von 
Bäumen und Sträuchern eingetragen. Das grundlegende Konzept aus umlaufender 
Randeingrünung und zentraler Grünzone kann dabei aufrechterhalten werden. Die textlichen 
Festsetzungen wurden insbesondere im Bereich Artenschutz und Grünordnung 
fortgeschrieben. Der Umweltbericht wurde nach Fortschreibung der Fachgutachten 
umfassend überarbeitet. Fachliche Anregungen und Hinweise aus den frühzeitigen 
Beteiligungsverfahren sind eigegangen. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 BauGB werden Sie als Behörde, sonstiger Träger öffentlicher 
Belange oder Nachbargemeinde an dem Verfahren beteiligt. 
 
Die Unterlagen zum Planentwurf (Planzeichnung, textliche Festsetzungen, Begründung 
mit Umweltbericht, Gutachten sowie die nach Einschätzung der Stadt Nierstein 
wesentlichen vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen) werden Ihnen ab sofort 
unter https://my.hidrive.com/share/5czk7r0tlh elektronisch bereitgestellt.  
 
Die Beteiligung zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 für den Bereich des Rhein-
Selz-Parks wird parallel zur vorliegenden Beteiligung durchgeführt. 
 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung zur 8. FNP-Änderung und zum Bebauungsplan erfolgt in der Zeit 
vom 21. Juli 2025 bis 29. August 2025. 
 

https://my.hidrive.com/share/5czk7r0tlh
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Das vorliegende Projekt der Errichtung eines europaweit bedeutsamen Rechenzentrums wie 
auch die Folgenutzung der seit langen Jahren brachliegenden Konversionsfläche sind für die 
Verbandsgemeinde, die Stadt Nierstein und die gesamte Region von größtem Gewicht.  
 
Anlagen: (Alle Unterlagen können unter https://www.rhein-selz.de/bp-toeb   oder in der 
Fachabteilung Bauen und Umwelt, im Gebäude „Castello“ Raum 209/210 eingesehen 
werden.) Planzeichnung, Textl. Festsetzungen mit Begründung und Umweltbericht sowie 
Fachgutachten und umweltrelevante Stellungnahmen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange wird die Ortsgemeinde/Stadt gem. § 4 Abs. 2 mit Abgabe 
ihrer Äußerung bis spätestens 15.08.2025 beteiligt.  
Da die Sitzung des Stadtrates nach der Frist stattfindet, wurde eine Verlängerung bis 
zum 18.09.2025 bewilligt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung/der Stadtrat hat die Planunterlagen zum 
Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park, II / Rechenzentrum“ im Verfahren der Behördenbeteiligung 
(§ 4 Abs. 2 BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und fasst folgenden Beschluss: 
 

C) Der Stadtrat beschließt die Billigung des Bauleitplanentwurfs und seinen Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. 

oder 
 

D) Der Stadtrat beschließt folgende Anregungen, Hinweise und/oder Bedenken 
vorzutragen. (Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen) 

 
 
Beratung und Beschluss: 
 
Vor einer abschließenden Beschlussfassung verweist RM Schiffel auf seine Ausführungen zu 
TOP 2 und stellt auch hier den Antrag, die Vorlage eines Wärmekonzeptes zu erwirken. 
 
Die Vorsitzende bittet um Abstimmung zum Antrag von RM Schiffel: 
 
Der Antrag wird mit 10 Nein-Stimmen bei 7 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen abgelehnt. 
 
Der Beschluss gem. BV wird ohne Hinweise oder Bedenken gefasst: 
 
15 Ja-Stimmen, 2 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen. 
 
 
 
 
3. Unterrichtung über die Haushaltsverfügung 2025  

 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende informiert zur Verfügung des Kreises zur Haushaltssatzung und zum 
Haushaltsplan 2025, die am 31. Juli bei der VG eingegangen ist. Demnach sind die 
Investitionskredite in Höhe von 1,177 Mio. Euro genehmigt, ebenso die Kassenkredite in Höhe 
von 3,233 Mio. Euro. Der Ergebnishaushalt schließt mit einem Jahresüberschuss von rund 
225.000 Euro ab. Kritisch angemerkt werden die Veranschlagungen zur Städtebauförderung, 
hier sollen Änderungen ausführlicher erläutert werden. 

https://www.rhein-selz.de/bp-toeb
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Die Vorsitzende kündigt an, dass sie in Kürze eine Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses anberaumen wird, da eine genaue Transparenz zum 
aktuellen Schuldenstand und der möglichen bzw. noch zu tätigenden Investitionen wird seitens 
des Rates dringend eingefordert wird. 
 
 
 
 
4. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Rheinstraße; Flur 11, Flurstück 82/11 
Fristende: 06.10.2025 
Errichtung von Unterkunfts-, Sozialcontainer für den Bauhof 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0107) 

 
Zu TOP 4 bis 6 gem. Einladung wird unter Mitteilungen von der Vorsitzenden Bericht erstattet. 
 
 
 
 
5. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Am Stadtbad; Flur 9, Flurstück 98/19  
Fristende: 06.10.2025 
Erweiterung des Gebäudekomplexes um einen Schlafraum im EG und einen 
Sozialraum im OG sowie die Erweiterung der bestehenden Ausgabeküche 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0105) 

 
Zu TOP 4 bis 6 gem. Einladung wird unter Mitteilungen von der Vorsitzenden Bericht erstattet. 
 
 
 
 
6. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Merianstraße. Flur 1, Flurstück 43/2 
Fristende: 12.09.2025 
Neubau eines "barrierefreien" WC‘s 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0100) 

 
Zu TOP 4 bis 6 gem. Einladung wird unter Mitteilungen von der Vorsitzenden Bericht erstattet. 
 
 
 
 
7. Rathaus Oppenheim / Erneuerung der Heizungsverteilung im Erdgeschoss 

(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0106) 

 
Zu TOP 7 gem. Einladung wird unter Mitteilungen von der Vorsitzenden Bericht erstattet. 
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8. Neue Dienstkleidung für den Bauhof  
 
Beratung und Beschluss: 
 
Bezüglich der Thematik zur neuen Dienstkleidung für die Mitarbeiter des Bauhofes kommt es 
zu einer sehr kontroversen Diskussion. Da keine Beschlussvorlage seitens der Verwaltung 
vorgelegt werden konnte, gibt es Wortmeldungen der RM, die zu einem Beschluss auch ohne 
BV aufrufen möchten. Die Vorsitzende sieht sich aufgrund des technischen Prozederes und 
des ehrenamtlichen Aufwandes ungern in der Situation, einen neuen Vertrag ohne 
entsprechende Vorbereitung durch die VG-Verwaltung abzuschließen.  
RM Mathäs stellt daher den Antrag, den TOP Dienstkleidung zu vertagen. 
 
Die Vorsitzende bittet um Abstimmung bezüglich dieses Antrages von RM Mathäs: 
 
Der Antrag von RM Mathäs wird mit 14 Nein-Stimmen, bei 3 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen 
abgelehnt.  
 
In der weiteren Aussprache stellt die SPD-Fraktion den Antrag, die Bauhofmitarbeiter 
Arbeitskleidung der Firma WEPA 14 Tage probeweise tragen zu lassen, um danach, mit einer 
entsprechenden BV in einer nächsten Sitzung im September d. J., einen neuen Vertrag 
abzuschließen, der in Qualität, Sorgfalt und Sicherheit den höchsten Maßstäben standhält. 
 
Dem Antrag wird stattgegeben und wie folgt zugestimmt: 
 
17 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimmen, 2 Enthaltungen 
 
 
 
 
9. Bike and Ride Offensive 

hier: Festlegung von Standorten für Fahrradabstellanlagen und Stellung des 
Förderantrages 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0004-1) 

 
Der Tagesordnungspunkt wird vor Eintritt der Tagesordnung abgesetzt. 
 
 
13. Umsetzung des vom Land RLP geförderten Modellvorhabens "Innenstadt-Impulse" 

für die Attraktivitätssteigerung der Altstadt Oppenheim; 
Beratung und Beschlussfassung 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0088) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Mit der Vorlage der Abschlussdokumentation von inMEDIA zum Dialogprozess „Dein bewegter 
Tag in Oppenheim“ geht es nun um die Umsetzung der jeweils vorgeschlagenen Konzeptionen 
der Projekte / Teilmaßnahmen 1 bis 7. Beigefügt sind kenntnisnehmend die Dokumentation 
(Anlage 1 – 65 Seiten) sowie die Konzeptionen mit  Budgetplanung zu den 
Teilmaßnahmen (Anlage 2 – 25 Seiten) – „Dein bewegter Tag in Oppenheim“. Diese 
Unterlagen stellen das Ergebnis für die Umsetzung sowie den weiteren 
Ausschreibungsprozess dar.    
 
Der vorgelagerte Beratungs- und Dialogprozess umfasste folgende Arbeitsschritte:  
 

• Vorstellung in der Sitzung des Kultur- und Tourismusausschusses am 29.08.2024 
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• 2 Sitzungen der Lenkungsgruppe 

• 2 Sitzungen i. R. eines offenen Dialogprozesses zu den Teilmaßnahmen mit insgesamt 8 
Workshops 

• 1 Sitzung von Experten i. R. eines Workshops 

• 1 Sitzung mit Akteuren und Entscheidungsträgern i. R. eines Abschlussgespräches 
 
Zusammenfassendes Fazit des Beratungs- und Dialogprozesses: 
 
Teilmaßnahmen 1 + 2 – Konzeption 50 Orte zum Entdecken, Erfahren und Genießen 
 
Grundkonzeption:           

• Rundgänge werden in ein touristisches Gesamtkonzept eingebunden 

• Entwicklung eines eigenen CI basierend auf dem CI der Stadt Oppenheim für die 
Konzeption 50 Orte 

• Digitale Erschließung der Rundgänge als integraler Bestandteil der Konzeption 

• Einbindung von Spielszenen und Animationen 

• Barrierefreiheit wird von Anfang an auf allen Ebenen aufgenommen 

• Rundgänge sind auch ohne digitale Endgeräte in reduziertem Umfang erfahrbar 
 
Digitale Erschließung: 

•  Homepage mit Informationen zu allen Orten (bspw. Geschichte, Bilder, Bewegtbilder) 

• Integrierte Tools zur Barrierefreiheit bei der digitalen Erschließung 

• Leitfunktion für die Rundgänge 
 
Analoge Erschließung: 

• Portaltafeln (Bahnhof, Zentralparkplatz, Marktplatz) 

• Flyer/Broschüren/Hefte zu den Rundgängen für verschiedene Zielgruppen 
 
Rundgang 1 - Kinderrallye 

• Oppenheim wird durch den Rundgang als spannender Ort für Kinder präsent 

• Mit den Orten werden Aufgaben und Spiele verbunden, welche die Kinder erledigen können 

• Besonderer Fokus auf Familien und Kindergruppen (Schulen, KiTas, Vereine) 

• Teilnahme sowohl virtuell als auch analog möglich 

• Beispiele: Himmelstreppchen – wie viele Treppenstufen hat die Treppe? 
Kröten – wie viele Kröten finden sich auf dem Rundgang? 
Ruine Landskron – durchs Malen die Ruine künstlerisch vervollständigen! 
Brunnen / Türme – wie viele Brunnen und Türme finden sich auf dem 

Rundgang? 
Stadtmauer – Überreste finden auf dem Rundgang! 

 
Rundgang 2 – Berühmte Persönlichkeiten 

• Oppenheim ist reich an Geschichte und Geschichten 

• Persönlichkeiten werden mit Orten und Epochen verbunden 

• Synthese zwischen Persönlichkeit, geschichtlicher Bedeutung + Wirken in Oppenheim 
entscheidend 

• Integration architektonischer Besonderheiten bei den Orten 

• Beispiele: Friedrich Koch – Weingut Carl Koch oder Löwen-Apotheke 
Matthäus Merian + Johann Theodor de Buy – Merianhaus + Welschdorfgarten 
Jakob Steffan – Geburtshaus Dalberger Straße 
Heinrich IV – Ruine Landskron 
Johann Paulsackel – Grundschule mit Verweis auf architektonische 
Gebäudebedeutung 

 
Rundgang 3 – Blickwinkel i. V. m. Geschichte, Geschichten und Architektur 
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• Die Wegeführung macht diesen Rundgang einzigartig 

• Gegensatz zwischen schmalen Gassen, Weinbergen, Wald und weiten Blicken über die 
Rheinebene 

• Historische Gebäude, z. T. ergänzt durch moderne Anbauten, zeigen die wechselvolle 
Stadtgeschichte 

• Beispiele: Katharinenkirche / Burgruine Landskron / Rathaus + Markplatz / Reulchen / 
Ruprechtsturm 
 

 
Teilmaßnahme 3 – Nachhaltige Einbindung der Beteiligten und Akteure durch einen 
moderierten          Prozess (Kooperation und Beteiligung) 
 
Ergebnis: 

• Einbindung ist durch den moderierten Prozess weitestgehend erfolgt 

• Bürgerinnen und Bürger interessieren sich für die Weiterentwicklung der Stadt und bringen 
sich ein 

• Unterdurchschnittliche Beteiligung in der Teilmaßnahme „Oppenheim als Ort für 
Hochzeiten“ 

• Einbindung von Gastronomie und Gewerbe im Bereich Hochzeiten war nicht 
zufriedenstellend 

• Nach Erstellung erster Werbemittel sollte in diesem Bereich noch ein Anlauf genommen 
werden   

 
 
Teilmaßnahme 4 – Digitalisierungsstrategie für die Altstadt Oppenheim als Grundlage für 
das Erlebnis        „Dein erfüllter Tag in Oppenheim“ 
 
Digitalisierungsstrategie: 

• Ausgangspunkt für die touristischen Angebote soll zukünftig der Grundsatz „Digital first“ 
sein 

• Analoge Ausspielungswege bleiben dort bestehen, wo sie sinnvoll und notwendig sind 

• Absehbar bleiben viele Angebote für einen längeren Zeitraum sowohl digital als auch analog 
verfügbar 

• Entscheidend ist die digitale Verfügbarkeit der Angebote mit mobilen Endgeräten 

• Verfügbarkeit mobiles Internet durch die Provider wird (auch für Besucher) immer 
kostengünstiger 

• W-LAN in der gesamten Altstadt ist nur mit hohem Aufwand und hohen Kosten verfügbar zu 
machen 

• Ausleuchtung mit W-LAN erfolgt in einem ersten Schritt rund ums Rathaus und angrenzender 
Straßen    
 

    
Teilmaßnahme 5 – Marketingkonzept für Oppenheim als Ort für Hochzeitsfeiern 
 
Ergebnis: 

• Oppenheim als Ort für Hochzeiten ist eine interessante Location mit außergewöhnlichen Trau-
/Feierorten 

• Herausforderung ist die Verfügbarkeit von Übernachtungsmöglichkeiten + Örtlichkeiten für größere 
Feiern 

• Kombinierte Angebote für Feierlichkeiten und weiteren Dienstleistungen wären wünschenswert 

• Maßnahmenbeispiele: Erstellung umfassender Web-Präsenz zum Thema Hochzeiten 
Broschüre mit spezifischen Informationen für Brautpaare 
Image-Video + Fotoshooting in Oppenheim + Netzwerktreffen 
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Teilmaßnahme 6 – Barrierefreie/-arme Ausgestaltung der Altstadt für die Rundgänge „Dein 
erfüllter Tag 

                     in Oppenheim – 50 Orte zum Entdecken, Erfahren und Genießen“ 
 
Ergebnis: 

• Barrierefreiheit bzw. barrierefreie/-arme Ausgestaltung der Altstadt Oppenheim ist eine 
Daueraufgabe 

• Topographisch ist die Altstadt für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen nur schwierig erleb-
/erfahrbar 

• Bauliche Maßnahmen haben einen langen Vorlauf und sind z. T. mit erheblichen Kosten verbunden 

• Technische Möglichkeiten gewinnen eine immer größere Bedeutung 

• Nur ausreichend Rast-/Ruhemöglichkeiten erleichtern körperlich Eingeschränkten die Nutzung der 
Altstadt 

• Technische Ausgestaltung der Homepage muss von Anfang an barrierearm erfolgen 

• Angebot barrierearmer Rundgang (Start Zentralparkplatz + Nutzung Bereich ums Rathaus + 
Katharinenkirche) 

• Ausreichende Rast- und Ruhemöglichkeiten für Besucherinnen + Besucher sind zur Verfügung zu 
stellen 

 
 
Teilmaßnahme 7 – Nutzungs- und Marketingkonzept für das städtische Gautor 
 
Ergebnis: 

• Städtisches Gautor hat eine wechselvolle Geschichte mit zahlreichen Nutzungen hinter sich  

• In den Workshops wurden zahlreiche Vorschläge gemacht 

• Es stehen zwei Räumlichkeiten zur Verfügung, die nicht barrierefrei sind 

• Brandschutz und Belastbarkeit müssen vorab geprüft werden 

• Das Gautor wird künftig als Startpunkt für Führungen genutzt 

• Im Gautor wird eine zeitgemäße Technik für Ausstellungen zur Verfügung gestellt 
 
 
Grundsätzliches zum Bewilligungsbescheid des Innenministeriums vom 30.10.2023 in Bezug 
auf die                         gewährte Zuwendung aus dem Modellvorhaben „Innenstadt-Impulse“: 
 
Der Bewilligung liegen zur Anteilsfinanzierung als Höchstbetrag zuwendungsfähige Gesamtkosten 
von 228.885,00 € zugrunde. 
 
Zuwendungsbetrag (90 % der zuwendungsfähigen Gesamtkosten):  206.000,00 € 
 
Gem. den Fördergrundsätzen für das Modellvorhaben „Innenstadt-Impulse“ vom 09.03.2023 sind 
folgende beantragte Sachausgaben nicht zuwendungsfähig (d.h., diese wurden entsprechend in 
Abzug gebracht). 
 
a) Projekt / Teilmaßnahme 4 – Digitalisierungsstrategie für die Altstadt als Grundlage für das 

Erlebnis „Dein erfüllter Tag in Oppenheim“ 

 
Sachausgaben i. H. v. 10.000,00 €  für die Beschaffung und Montage der 
Router 
 

b) Projekt / Teilmaßnahme 7 – Nutzungs- und Marketingkonzept für das städtische Gautor 

 
Sachausgaben i. H. v.   2.000,00 €  für den Kauf und die Montage der 
Bilderschienen sowie Sachausgaben i. H. v.   5.000,00 €  für den Kauf und die 
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Montage eines flexiblen Schienen-      
 Beleuchtungssystems 

 
Budgetplanung gem. Kostenschätzung für die Projekte / Teilmaßnahmen: 
 
1 + 2 Umsetzung 3 Rundgänge + Marketingkonzept       
 „50 Orte zum Entdecken, Erfahren und Genießen“   120.900,00 – 164.300,00 
€ 
 
3 Nachhaltige Einbindung der Beteiligten und Akteure durch          

einen moderierten Prozess (Kooperation und Beteiligung)      3.000,00 –      5.000,00 
€ 

 
4 Konzept Digitalisierungsstrategie für die Altstadt als Grundlage    

   für das Erlebnis „Dein erfüllter Tag in Oppenheim“       6.500,00 –   
12.600,00 € 

 
5 Marketingkonzept Hochzeiten Oppenheim      30.900,00 –   37.200,00 
€ 
 
6 „Dein bewegter Tag in Oppenheim“ – barrierefreie/-arme       

Ausgestaltung der Altstadt für die Rundgänge    – kein Budget 
vorgesehen – 

 
7 Konzept Nutzung Gautor i. R. des Projekts „Dein bewegter Tag“      10.500,00 –   
15.500,00 € 

  
Gesamtbudget gem. Kostenschätzung      171.800,00 – 

234.600,00 €   
Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Die Kosten für Projekt / Teilmaßnahme 4 gem. der Budgetplanung (6.500,00 – 12.600,00 €) 
sind      nicht zuwendungsfähig, da weder Beschaffung und Installation der Hardware, noch 
Wartung und   Pflege der Infrastruktur gem. den Fördergrundsätzen als förderfähig angesehen 
werden. 
    
Die Kosten für Projekt / Teilmaßnahme 7 gem. der Budgetplanung (10.500,00 – 15.500,00 
€) sind    nicht zuwendungsfähig, da weder Beleuchtung, noch Bilderschienen gem. den 
Fördergrundsätzen        als förderfähig angesehen werden.         
 
Nach Abzug der Gesamtkosten für den Beratungs- und Begleitprozess i. H. v. 59.197,74 € von 
den    anerkannten, zuwendungsfähigen Gesamtkosten von 228.885,00 € verbleibt für die 
Sachausgaben          i. R. der Umsetzung noch ein verfügbarer, förderfähiger 
Gesamtkostenanteil i. H. v. 169.687,26 €. 
  
Bei Herausrechnung der nicht zuwendungsfähigen Kosten für die Projekte / Teilmaßnahme 4 
+ 7 von gesamt 17.000,00 € – 28.100,00 € aus dem Gesamtbudget i. H. v. 171.800,00 – 
234.600,00 € belaufen sich in der Summe die prognostizierten Sachausgaben für die Projekte 
/ Teilmaßnahme 1 bis 3 und 5 auf 154.800,00 € – 206.500,00 €, welche dem Grunde nach 
förderfähig wären.  
 
Im Ergebnis belasten die Sachkosten der Projekte / Teilmaßnahme 4 und 7 den kommunalen 
Haushalt   in voller Höhe, ohne eine Landeszuwendung als Gegenfinanzierung. Ferner gilt es 
zu beachten, dass    bei Überschreitung des noch verfügbaren Gesamtkostenanteils von 
169.687,26 € die darüber hinaus anfallenden Sachkosten für die Projekte / Teilmaßnahmen 1 
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bis 3 und 5 sodann vollständig zu Lasten des kommunalen Haushaltes gehen, ohne eine 
Landeszuwendung als Gegenfinanzierung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Stadtrat Oppenheim beschließt die Umsetzung der jeweils vorgeschlagenen Konzeptionen 

der Projekte / Teilmaßnahmen 1 bis 7. 

 
2. Der Stadtrat Oppenheim stimmt der vorliegenden Budgetplanung für die jeweils vorgeschlagenen 

Konzeptionen der Projekte / Teilmaßnahmen 1 bis 7 zu. 

 
3. Der Stadtrat Oppenheim beschließt, die Verwaltung mit der öffentlichen Ausschreibung und 

abschließenden Auftragsvergabe der Projekte / Teilmaßnahmen 1 und 2 sowie 5 zu ermächtigen. 

 
4. Der Stadtrat Oppenheim beschließt die freihändige Auftragsvergabe von Projekt / Teilmaßnahme 3.  

 
5. Der Stadtrat Oppenheim beauftragt die Verwaltung mit der beschränkten Ausschreibung und 

abschließenden Auftragsvergabe von Projekt / Teilmaßnahme 4 und 7, deren Sachkosten jeweils 

nicht förderfähig sind. Voraussetzung für Projekt / Teilmaßnahme 7 ist die Umsetzbarkeit unter 

Einhaltung der geltenden baurechtlichen / brandschutztechnischen Vorschriften. 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 57523-529100 

 
 
Beratung: 
 
Nach kurzer Erläuterung durch die die Vorsitzende beschließt der Stadtrat. 
 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag. 
 
Abstimmungsergebnis: 19 Ja-Stimmen und 1 Stimmenthaltung die Spenden 
anzunehmen. 
 
 
 
 
10. Beschluss über die Beauftraung eriner Rechtsberatung zur Unterstüzung der 

Neuausschreibung der Konzessionsverträge Strom und Gas 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0064) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
 
Der aktuelle Konzessionsvertrag Strom der Stadt Oppenheim läuft zum 31.12.2026 aus.  
Der aktuelle Konzessionsvertrag Gas der Stadt Oppenheim läuft zum 31.12.2027 aus.  
 
Aufgrund der hohen rechtlichen Komplexität und um mögliche Anfechtungen zu verhindern ist 
die Unterstützung durch eine Kanzlei erforderlich.  
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Die Kanzlei BBH, Herr Tischler, hat die Kommunen in der VG schon bei den letzten 
Konzessionsausschreibungen 2021 unterstütz.  
Die Konzessionsausschreibung für die Stadt sollen kostensparend gemeinsam mit den 
Ausschreibungen der Stadt Nierstein und der Ortsgemeinde Mommenheim durchgeführt 
werden.  
Die Kosten werden später nach einem Verteilungsschlüssel gerecht auf die Kommunen 
aufgeteilt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt der Stadt das Angebot anzunehmen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Kanzlei BBH zur Betreuung der Ausschreibung und Neuvergabe 
der Konzessionsverträge Strom und Gas zu beauftragen.  
 
Beratung: 
 
Einen Beschluss über die Beauftragung einer Rechtsberatung zur Unterstützung der 
Neuausschreibung der Konzessionsverträge Strom und Gas sieht sich der Stadtrat wegen 
fehlender Informationen und mangelnder Vorbereitung nach kurzer Diskussion außerstande 
zu treffen. Es kommt aus dem Rat der Vorschlag, diesen TOP zur Beratung in den 
Hauptausschuss zu verweisen. 
 
Die Vorsitzende bittet um entsprechende Beschlussfassung: 
 
Dem Verweis in den Haupt- und Finanzausschuss wird mit 20 Ja-Stimmen zugestimmt. 
 
 
 
 
11. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 

gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0086) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gem.  §  94  Abs.  3  GemO  sind  Einwerbungen,  Annahme  oder  Vermittlung  von  
Sponsoring-leistungen,  Spenden,  Schenkungen  und  ähnliche  Zuwendungen  von  /  an  
Dritte nur zur  Er-füllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der 
Selbstverwaltung nach§ 2 Abs. 1 GemO zulässig.  
 
Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei   bösem   Anschein   für   eine   Beeinflussung   bei   der   Wahrnehmung   von 
Verwaltungsaufgaben. 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu  wahren.  Einwerbung  und  Entgegennahme  von  Angeboten  einer  Zuwendung  dürfen 
nur durch  den  Bürgermeister  oder  einen  Beigeordneten  vorgenommen  werden.  Das  
Angebot einer Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die 
Annahme oder Vermittlung  eines  Angebotes  einer  Zuwendung  entscheidet  der  
Gemeinderat  oder  ein zuständiger   Ausschuss.   Dem   Gemeinderat   bzw.   dem   
zuständigen   Ausschuss   und   der Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung 
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maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört insbesondere ein anderweitiges 
Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung 
maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und vorzuhalten.  
 
Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 
Hat  ein  Zuwendungsgeber  aus  berechtigtem  Interesse  um  vertrauliche  Behandlung  
seines Namens   gebeten,   kann   die   Annahme   dieser   Zuwendung   in   nichtöffentlicher   
Sitzung beschlossen  werden.  Im  Zweifel  ist  aber  anzuraten,  auf  die Annahme einer  
solchen  Spende eher zu verzichten.  
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO.Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat Oppenheim stimmt der Annahme nachfolgender angebotener 
Zuwendungen zu: 
 

Zuwendungsgeber 
 

Höhe der Spenden in € Zuwendungszweck 

Radeberger Gruppe KG 2.082,50 € Sponsoring – Kooperation 
Oppenheim 365 Grad 2. 
Rate 

Norbert Schenk 300,00 € Spende Marktplatzkonzerte 
2025 

Notare Dilling und Münch 200,00 € Spende Marktplatzkonzerte 
2025 

Edith Brüggemann 400,00 € Spende Gärtnerarbeit am 
Kulturkeller, 40 
Arbeitsstunden á 10 €  

Rheinhessen Sparkasse 800,00 € Marktplatzkonzerte 2025 

   

   

 
 
Beratung : 
 
Die Vorsitzende erläutert Spenden und Zuwendungsgeber und bittet um Abstimmung. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat stimmt mit 20 Ja-Stimmen der Annahme der Spenden zu. 
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12. Sponsorenleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0110) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Gem.  §  94  Abs.  3  GemO  sind  Einwerbungen,  Annahme  oder  Vermittlung  von  
Sponsoring-leistungen,  Spenden,  Schenkungen  und  ähnliche  Zuwendungen  von  /  an  
Dritte nur zur  Er-füllung von freien Selbstverwaltungsaufgaben und Pflichtaufgaben der 
Selbstverwaltung nach§ 2 Abs. 1 GemO zulässig.  
 
Ausnahmen hiervon sind: 
 

• Aufgaben im Rahmen der Eingriffsverwaltung 

• Bei   bösem   Anschein   für   eine   Beeinflussung   bei   der   Wahrnehmung   von 
Verwaltungsaufgaben. 

 
Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren 
zu  wahren.  Einwerbung  und  Entgegennahme  von  Angeboten  einer  Zuwendung  dürfen 
nur durch  den  Bürgermeister  oder  einen  Beigeordneten  vorgenommen  werden.  Das  
Angebot einer Zuwendung ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die 
Annahme oder Vermittlung  eines  Angebotes  einer  Zuwendung  entscheidet  der  
Gemeinderat  oder  ein zuständiger   Ausschuss.   Dem   Gemeinderat   bzw.   dem   
zuständigen   Ausschuss   und   der Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung 
maßgeblichen Tatsachen offen zu legen. Hierzu gehört insbesondere ein anderweitiges 
Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung 
maßgeblichen Tatsachen sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und vorzuhalten.  
 
Diese Entscheidung ist nach § 93 Abs. 3 GemO in öffentlicher Sitzung zu behandeln.  
 
Hat  ein  Zuwendungsgeber  aus  berechtigtem  Interesse  um  vertrauliche  Behandlung  
seines Namens   gebeten,   kann   die   Annahme   dieser   Zuwendung   in   nichtöffentlicher   
Sitzung beschlossen  werden.  Im  Zweifel  ist  aber  anzuraten,  auf  die Annahme einer  
solchen  Spende eher zu verzichten.  
 
Zuwendungen eines Zuwendungsgebers die im Haushaltsjahr 100,00 € in der Summe nicht 
überschreiten unterliegen nicht den Verfahrensbestimmungen nach § 94 Abs. 3 Satz 4 
Halbsatz 2 und Satz 5 GemO. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat Oppenheim stimmt der Annahme nachfolgender angebotener 
Zuwendungen zu: 
 

Zuwendungsgeber 
 

Höhe der Spenden in € Zuwendungszweck 

Rheinhessen Sparkasse 5.950,00 € Sponsoring  
Oppenheim 365 Grad  

Fraport AG Frankfurt Airport 
Service Worldwide 

2.975,00 € Sponsoring 
Kulturwochenende 
Burgruine Juli 2025 
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Beratung und Beschluss: 
 
Nach kurzer Erläuterung durch die Vorsitzende beschließt der Stadtrat: 
 
19 Ja-Stimmen und 1 Stimmenthaltung die Spenden anzunehmen. 
 
 
14. Mitteilung über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen  

 
Zu den Mitteilungen über abschließende Entscheidungen in den Ausschüssen berichtet die 
Vorsitzende über die bisher getroffenen Beschlüsse und setzt den bisherigen TOP 14.5 
(Vorlagen Nr. 049/2025/0101) ab.  
 
 
 
 
14.1. Oppenheim; Verlängerungsantrag einer Baugenehmigung; Beteiligung der Stadt 

gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Baumschulweg; Flur 9, Flurstück 363/63  
Fristende: 12.09.2025 
Verlängerungsantrag zur Errichtung von 8 Stellplätzen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0092) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 12.09.2025 
 
• Verlängerung der Baugenehmigung  
 
Gegenstand des Antrages ist die Verlängerung der Baugenehmigung zur Errichtung von 8 
Stellplätzen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Dem Bauantrag wurde mit Beschluss vom 10.03.2021 im Ausschuss für Bauen, Infrastruktur 
und Digitalisierung Oppenheim zugestimmt. (DS 049/2021/0018) 
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Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
zur Verlängerung der Baugenehmigung. 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
14.2. Oppenheim; Verlängerungsantrag einer Baugenehmigung; Beteiligung der Stadt 

gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Baumschulweg; Flur 9, Flurstück 363/61  
Fristende: 12.09.2025 
Verlängerungsantrag zur Errichtung von 8 Stellplätzen 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0093) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 12.09.2025 
 
• Verlängerung der Baugenehmigung  
 
Gegenstand des Antrages ist die Verlängerung der Baugenehmigung zur Errichtung von 8 
Stellplätzen. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Im unbeplanten Innenbereich ist ein 
Vorhaben zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und 
der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
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Dem Bauantrag wurde mit Beschluss vom 10.03.2021 im Ausschuss für Bauen, Infrastruktur 
und Digitalisierung Oppenheim zugestimmt. (DS 049/2021/0019) 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB 
zur Verlängerung der Baugenehmigung. 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
14.3. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Rheintorgasse; Flur 1, Flurstück 203  
Fristende: 12.09.2025 
Neugestaltung der Hausfassade und Sanierung der historischen Stadtmauer 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0099) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 12.09.2025.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Neugestaltung der Hausfassade und Sanierung der 
historischen Stadtmauer. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
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Des Weiteren liegt das Grundstück im räumlichen Geltungsbereich der Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung der Stadt Oppenheim sowie in der Denkmalzone „Historische Stadt 
Oppenheim.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben beeinträchtigt. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
14.4. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Rathofstraße Flur 1, Flurstück 311/7  
Fristende: 19.08.2025 
Erneuerung Fassadenanstrich Doppelhaushälfte 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0091) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Stadt entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde 
und Stadt nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Stadt in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen Stadt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.08.2025.  
  
• Bauantrag  
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Gegenstand des Bauantrages ist der Fassadenanstrich einer Doppelhaushälfte. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht den gestalterischen Festsetzungen der Gestaltungssatzung. Die 
historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des historischen Ortsbildes wird durch 
das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
14.5. Oppenheim Abweichungsantrag; Beteiligung der Gemeinde/Stadt gemäß § 36 

BauGB;  
Hier: Auf der Saar; Flur 7, Flurstück 198/1  
Fristende: 30.09.2025 
Errichtung einer digitalen Werbetafel 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0101) 

 
Der Tagesordnungspunkt wurde abgesetzt. 
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14.6. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Wormser Str. Flur 1, Flurstück 481  
Fristende: 22.08.2025 
Nutzungsänderung Wohneinheit EG in Tatoo-Studio 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0090) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Stadt entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde 
und Stadt nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Stadt in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen Stadt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 22.08.2025.  
  
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist die Nutzungsänderung einer Wohneinheit im EG in ein 
Tattoo-Studio. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht in Ihren Grundsätzen den gestalterischen Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des 
historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Die Sanierungsberaterin geht davon aus, dass die geplanten baulichen Maßnahmen nur die 
Innenräume betrifft.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
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Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
14.7. Oppenheim; Bauantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 BauGB;  

Hier: Wormser Str. Flur 1, Flurstück 513  
Fristende: 19.09.2025 
Auffrischung der denkmalgeschützten Fassade 
(Vorlagen-Nummer: 049/2025/0103) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Stadt entschieden. Da Baugenehmigungsbehörde 
und Stadt nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die Stadt in ihrer Planungshoheit 
berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung die Beteiligung im 
Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen Stadt als erteilt, wenn sie 
nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn das 
zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 19.09.2025.  
  
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Auffrischungsanstrich der denkmalgeschützten Fassade. 
 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Stadt. Demnach müssen sich Bauvorhaben gemäß 
§ 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Des Weiteren unterliegt das Grundstück dem räumlichen Geltungsbereich der Gestaltungs- 
und Erhaltungssatzung.  
 
Das Vorhaben entspricht in Ihren Grundsätzen den gestalterischen Festsetzungen der 
Gestaltungssatzung. Die historische Bausubstanz wird bewahrt und die Gestalt des 
historischen Ortsbildes wird durch das Vorhaben sichergestellt.  
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken. 
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Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung erteilt zum vorliegenden Bauantrag das 
Einvernehmen gemäß § 36 BauGB.  
Dem Beschluss zur Herstellung des Einvernehmens ist eine städtebauliche Stellungnahme 
(GSW, Worms) gemäß §§ 144, 145 BauGB beigefügt. Die darin aufgeführten gestalterischen 
Anforderungen sind als verbindliche Auflage in die baurechtliche Genehmigung aufzunehmen. 
 
 
Beratung: 
 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
15. Anträge der Fraktionen  

 
 
15.1. Antrag der CDU-Fraktion - Wohnmobilstellplatz  

 
Beratung und Beschluss: 
 
RM Dr. Pohl erläutert den Antrag seiner Fraktion. In der sich anschließenden regen positiven 
Aussprache kommt der Stadtrat zu dem Beschluss, den Antrag in die Ausschüsse Kultur- und 
Tourismus sowie Bauausschuss zur Vorberatung zu verweisen. 
 
Abstimmungsergebnis: 20 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
15.2. Antrag der CDU-Fraktion - Ampelschaltung B9  

 
Beratung und Beschluss: 
 
RM Dr. Pohl stellt den Antrag seiner Fraktion ausführlich vor und bittet um Zustimmung, eine 
Neuplanung der Signalzeiten mit dem LBM abzustimmen. 
 
Nach kurzer Aussprache wird dem Antrag mit 18 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 1 
Enthaltung zugestimmt. 
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15.3. Antrag der CDU-Fraktion - Hausmeister Kindergärten  
 
Beratung und Beschluss: 
 
RM Dr. Pohl stellt für seine Fraktion den Antrag auf Schaffung einer Hausmeisterstelle für die 
Kitas in Oppenheim. Die Stelle soll im Stellenplan 2026 ausgewiesen werden. Der neue 
Hausmeister soll dem Bauhof unterstellt werden und auch selbständig kleine 
Reparaturarbeiten übernehmen können. 
 
Nach kurzer Aussprache wird darüber abgestimmt dieses Thema in den Haupt- und 
Finanzausschuss zu verweisen.  
 
Der Verweisung wird mit 18 Ja-Stimmen und 2 Nein-Stimmen zugestimmt.  
 
 
 
 
15.4. Antrag der CDU-Fraktion - Zukunft Landskronhalle  

 
Beratung und Beschluss: 
 
Zum Antrag der CDU bezüglich der Zukunft der Landskronhalle kommt es zu einer längeren 
und kontroversen Diskussion, da einige Unklarheiten auch in Bezug auf Liegenschaftsrecht im 
Vorfeld zu eruieren sind, bevor entsprechende Beschlussfassung möglich ist. 
RM Schäfer beantragt deshalb den Antrag in den Liegenschaftsausschuss zu verweisen. 
Die Vorsitzende bittet um Abstimmung bezüglich des Antrags von RM Schäfer. Der Antrag 
wird bei 3 Ja-Stimmen, 10 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen abgelehnt.  
 
Die Vorsitzende schlägt deshalb vor, wie bereits ausgeführt, sich dieses Themas anzunehmen 
und es auf die TOP der nächsten Stadtratssitzung zu nehmen.  
 
Abstimmungsergebnis: 9 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung  
 
(2 RM hatten zu diesem TOP kurzfristig die Sitzung verlassen). 
 
 
 
 
15.5. Antrag der WFO-Fraktion - Offensive Zebrastreifen  

 
Beratung und Beschluss: 
 
Bei den Ausführungen zu dem Antrag seiner Fraktion, Oppenheim zu einer 
fußgängerfreundlichen Stadt zu machen, führt RM Kram aus, dass es den Antragstellern 
bewusst ist, dass dieser Antrag zur Beratung des Haushalts 2026 in den Haushaltsausschuss 
zu verweisen ist und stellt diesen Vorschlag auch direkt mit seinen Ausführungen so zur 
Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis zur Verweisung in den Ausschuss: Zustimmung mit 20 Ja-
Stimmen. 
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15.6. Antrag der SPD-Fraktion - Über die Einführung einer "Oppenheim-App"   

 
Beratung und Beschluss: 
 
RM Schäfer stellt den Antrag der SPD-Fraktion bezüglich der Einführung einer „Oppenheim-
App“ vor, beleuchtet die Vorteile im digitalen Zeitalter und bittet um Zustimmung zur Einführung 
der „Oppenheim-App“. Beigeordneter Arnold unterstreicht die Wichtigkeit und berichtet, dass 
auch bereits auf VG-Ebene dieses Thema behandelt wird. 
 
Nach kurzer Diskussion und Aussprache stellt RM Guntrum den Antrag, diesen TOP in den 
Digitalisierungsausschuss und Sozialausschuss der Stadt zur entsprechenden Vorberatung 
zu verweisen. 
 
Abstimmungsergebnis zur Verweisung in die Ausschüsse: 17 Ja-Stimmen, 1 
Enthaltung, 2 Nein-Stimmen. 
 
 
 
 
15.7. Antrag der FDP-Fraktion - Umsetzung Innenstadtimpulse  

 
Der Antrag wurde bereits unter TOP 1 (Neu) ÖT behandelt. 
 
 
 
 
16. Mitteilungen  

 
Die Vorsitzende berichtet unter „Mitteilungen“ zu: 
 

- einer neuen Broschüre des Landkreises zu kühlen Orten an Hitzetagen die sie auch 
verteilt. Hinweise für Oppenheim sind darin enthalten. 

 
- dem Bauprojekt Emondshalle, die Arbeiten zur energetischen Sanierung 

(Dachdämmung, neue Hybrid-Heizung) werden in Kürze beginnen. 
 

- der Sanierung der Trauerhalle, die Installation der Infrarotheizung ist abgeschlossen. 
Die Inbetriebnahme erfolgt zu Beginn der Heizsaison. 

 
- Zum erfolgten symbolischen Spatenstich mit der Dt. Telekom und Glasfaser Plus zum 

bereits begonnen Glasfaserausbau. 
 

- Ehrung zur 15-jährigen Mitgliedschaft der Stadt im ökumenischen Hospizverein. 
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17. Anfragen  

 
Weitere Anfragen der RM werden mündlich gestellt. 
 

- RM Knopf zur gefährlichen Fußgängersituation in der Rheinstraße an der Hallenbad-
Baustelle, - Hinweis wird an die VG weitergegeben. 

 
- RM Guntrum möchte wissen, ob es eine Fachkraft für Arbeitssicherheit bei der Stadt 

Oppenheim gibt – Fachkraft wird von der VG durch einen externen Dienstleister 
bestellt. Es finden jährlich Begehungen statt. 

 
- RM Schäfer verweist auf die Gefahrensituation am Gelände Brillen-Krug/Bädergasse 

– Schutzgeländer ist bereits angefragt. 
 

- RM Schäfer vermisst die bisherigen Ehrungen zweier jungen Medaillenträgerinnen im 
Sport und bittet um schriftliche oder persönliche Wertschätzung seitens der Stadt den 
jungen Damen gegenüber. Ehrung war angefragt, kam aber aus Termingründen nicht 
zustande. 

 

- RM Dr. Rudert erinnert an die Einladung der Firma Dyckerhoff und die erforderlichen 
Rückmeldungen. 

 
- RM Laubenheimer-Preuße fragt nach, ob die Rechtsgrundlage bezüglich der Sperrung 

wegen Schweinepest am Wäldchen noch immer aktuell ist – Regelungen des Kreises 
gelten weiterhin 

 
- RM Kram fragt nach, ob es mittlerweile erste Ergebnisse bezüglich Car-Sharing in 

Oppenheim gibt – das Interessensbekundungsverfahren läuft noch. 
 

- RM Dr. Schmadel fragt nach der Belegungssituation im Haus 2 der städtischen Kita – 
Im Haus 2 ist die Betriebserlaubnis auf eine Hortgruppe mit 25 Kindern festgelegt. 
Grundsätzlich besteht die Möglichkeit eine Doppelnutzung, z.B. durch Vereine. 

 
- RM Pohl weist auf eine Veranstaltung des Bündnisses „Demokratie gewinnt“ am 4. 9. 

In Ingelheim hin. 
 
 
 
 
17.1. Anfrage der SPD-Fraktion - Teilnahme an Fortbildungsangeboten  

 
Die SPD-Fraktion bittet um eine schriftliche Antwort zu ihrer schriftlichen Anfrage zum Thema 
„Fortbildungsangeboten“. Die Vorsitzende sichert die Beantwortung zu. 
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Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung  

 
Ergebnisse aus dem NÖT waren nicht bekannt zu geben, da die Öffentlichkeit zu dieser späten 
Uhrzeit nicht mehr gegeben war. 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Silke Rautenberg Ulrike Schindel 
Stadtbürgermeisterin  

 
 
 


